
 

 

 

 

 

 

 

BERICHT DER VORSTANDSVORSITZENDEN ANNETTE DÜRING 

ANLÄSSLICH DER 4. SITZUNG DER VERTRETERVERSAMMLUNG 

AM 20. NOVEMBER 2024 

 

 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

 

im Namen des Vorstands möchte ich Sie zur vierten Sitzung der 

Vertreterversammlung in der XIII. Amtsperiode begrüßen. Es ist die 

erste Sitzung, in der ich in der Rolle als Vorstandsvorsitzende der 

Deutschen Rentenversicherung Oldenburg-Bremen über die Arbeit des 

Vorstands berichten darf. 

In meinen Bericht werde ich zum Abschluss auch ein Thema einbringen, 

das sie aus früheren Berichten des Vorstands vermutlich nicht in der 

Form kennen. Es ist ein Thema, das mir sehr am Herzen liegt, aber um 

einen kleinen Spannungsbogen aufzubauen, werde ich zum jetzigen 

Zeitpunkt noch nicht verraten, worum es sich handelt. 

Davor will ich aber noch auf die Neufassung der Satzung, das Thema 

„NIS-2“, den im Oktober mit den Kliniken durchgeführten 

Strategieworkshop und die Finanzierung der Rentenversicherung 

eingehen.  



 

 

Bereits im Sommer hat der Vorstand der Vertreterversammlung die 

Neufassung der Satzung empfohlen. Die Neufassung dient der 

Abgrenzung zwischen den strategischen Angelegenheiten des 

Vorstands und den laufenden Verwaltungsgeschäften. Dies ermöglicht 

der Verwaltung bei einigen Themen schneller und unbürokratischer zu 

handeln und gibt der Selbstverwaltung den Raum, sich stärker den 

strategischen Fragen zu widmen - was ich sehr begrüße!  

Eines der strategischen Themen, die in diesem Jahr viel Zeit gekostet 

haben, ist die IT-Sicherheit. Hier wurde durch Referentenentwürfe zur 

Umsetzung der NIS-2-Richtlinie der Druck auf die Rentenversicherung 

erhöht. Der aktuelle Gesetzesentwurf sieht vor, dass bis zum 30. Juni 

2025 vier verbindliche Entscheidungen zur Stärkung der Sicherheit in 

der Informationstechnik durch die Selbstverwaltung erlassen werden 

sollen. In der morgigen Sitzung des Bundesvorstands soll bereits die 

vierte verbindliche Entscheidung beschlossen werden. Wir haben also 

unsere „Hausaufgaben“ gemacht. 

Im Übrigen ist die Verabschiedung des NIS-2-Umsetzungsgesetzes 

noch in weiter Ferne. Auch ohne die vorzeitige Auflösung der Ampel 

wäre das Gesetz frühestens im Februar 2025 vom Bundesrat 

beschlossen worden. Ob dieser Zeitplan jetzt noch gehalten werden 

kann, steht noch nicht fest. Zeitgleich hat die Deutsche 

Rentenversicherung mit ihrer Selbstverwaltung gezeigt, dass sie 

schnell und handlungsfähig ist. Eine bessere Werbung für das System 

der Selbstverwaltung ist kaum möglich. 

 

 



 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

 

Herr Neumann-Redlin hat Sie im August bereits auf den Reha-

Strategieworkshop aufmerksam gemacht, den wir Ende Oktober mit 

unseren Kliniken durchgeführt haben. Unsere Klinikleitungen, die 

Geschäftsführung und Mitglieder der Selbstverwaltung haben sich im 

Workshop sehr konstruktiv über aktuelle und zukünftige Chancen und 

Risiken sowie die Auswirkungen des gestärkten Wunsch- und 

Wahlrechts der Versicherten ausgetauscht. Dazu haben wir auch einen 

externen Input vom Präsidenten der Deutschen Gesellschaft für 

Rehabilitationswissenschaften, Herrn Prof. Dr. Meyer-Feil, erhalten.  

 

Eines der größten Risiken für den wirtschaftlichen Betrieb unserer 

Kliniken ist der Fachkräftemangel, insbesondere bei den Ärzten. Wenn 

ärztliche Stellen vakant sind, müssen Betten in den Kliniken frei bleiben, 

da sonst keine ausreichende Betreuung der Rehabilitanden 

sichergestellt werden kann. Aufgrund von Vakanzen im ärztlichen 

Bereich werden sowohl die Montanus-Klinik als auch die Rheumaklinik 

dieses Jahr Verluste einfahren. Die intensivierten Bemühungen um 

neues Personal zeigen aber bereits erste Wirkung, sodass wir im 

Vorstand in den vergangenen Monaten mehrere Einstellungen von 

Ärzten beschließen konnten.  

 

Die Situation unserer Marbachtalklinik Bad Kissingen ist weiterhin 

ausgezeichnet, sie wird dieses Jahr nach der aktuellen Prognose einen 

leichten Überschuss erzielen.   

 

 



 

 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

 

nun komme ich zur finanziellen Entwicklung in der Rentenversicherung, 

die aktuell noch gut ist. Für dieses Jahr wird ein Defizit in Höhe von ca. 

2 Milliarden Euro erwartet. Ein Defizit von 2 Milliarden klingt im ersten 

Moment nicht so gut, aber die Nachhaltigkeitsrücklage wird zum Ende 

des Jahres voraussichtlich immer noch bei 43,6 Milliarden Euro liegen. 

Umgerechnet entspricht diese Summe 1,54 Monatsausgaben, sodass die 

eigentliche Obergrenze der Nachhaltigkeitsrücklage von 1,5 

Monatsausgaben weiterhin überschritten wird.  

Das von Sozialminister Hubertus Heil geplante Rentenpaket II ist mit 

dem Ampel-Bruch ebenfalls geplatzt. Geplant war, dass das 

Rentenniveau bis 2039 mindestens 48 Prozent betragen sollte. Als 

zusätzlicher Baustein für die Finanzierung der gesetzlichen 

Rentenversicherung war eine teilweise Kapitaldeckung, das so 

genannte Generationenkapital, vorgesehen. Es bleibt abzuwarten, 

welche Ideen zur Reform des Rentenversicherungssystems nach der 

Bundestagswahl im kommenden Jahr geplant und umgesetzt werden.   

Die Finanzprojektion für die allgemeine Rentenversicherung wurde 

zuletzt Ende Oktober mit den Ergebnissen der Steuerschätzung 

aktualisiert und beinhaltet auch noch das Rentenpaket II sowie weitere 

Gesetzesvorhaben, deren Umsetzung nun unklar ist.  

Nach der aktuellen Modellrechnung liegt der Beitragssatz bis Ende 2026 

konstant bei 18,6 Prozent. Im Jahr 2027 wird die 

Nachhaltigkeitsrücklage soweit abgeschmolzen sein, dass der 

Beitragssatz um 0,3 Prozentpunkte auf 18,9 Prozent anzuheben ist. Das 



 

 

wäre übrigens der erste Anstieg des Beitragssatzes seit 20 Jahren. 

Damals wurde der Beitragssatz zum 01. Januar 2007 von 19,5 auf 19,9 

Prozent angehoben. Anschließend ist der Beitragssatz nur gesunken 

oder unverändert geblieben. Damit haben wir den demografischen 

Wandel in den vergangenen Jahrzehnten ohne Anpassung des 

Beitragssatzes gestalten können. Hierzu hat vor allem die positive 

Entwicklung am Arbeitsmarkt beigetragen, die im Wesentlichen auf dem 

deutlichen Anstieg der Erwerbstätigkeit von Frauen und Älteren und auf 

Zuwanderung beruht. 

Zur Rentenanpassung Mitte 2025 liegen inzwischen auch die ersten 

Prognosen vor. Die Rente soll im Juli 2025 um ca. 3,5 Prozent steigen. 

Die genaue Höhe der Rentenanpassung wird im Frühjahr 2025 

festgelegt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

abschließend möchte ich nun zu dem Thema kommen, welches mir mit 

Blick auf die politischen Entwicklungen in unseren Nachbarländern, in 

den USA aber insbesondere auch bei uns in Deutschland am Herzen 

liegt: Unsere Demokratie! 

Unser Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hat kürzlich gesagt: 

"Wir brauchen die Demokratie - aber ich glaube: Derzeit braucht die 

Demokratie vor allem uns!" 

Wir leben aktuell in verunsichernden Zeiten: Kriege, Terror, Klima- und 

Energiekrise - das führt zu Angst, Überforderung und der Sorge, um 

den eigenen sozialen Status. Das Vertrauen in die Politik und 

Institutionen schwindet. 



 

 

Insbesondere über die Sozialen Medien werden vermehrt 

extremistische und demokratiefeindliche Haltungen verbreitet. Über 

Desinformationskampagnen werden populistische Meinungen und Fake 

News gezielt gestreut und so die Spaltung der Gesellschaft befeuert. In 

den USA haben die politischen Unterschiede das Land emotional 

zerrissen und zum Teil Freundschaften und Familien zerstört. Das darf 

uns in Deutschland nicht passieren.  

Demokratien sind, gerade weil sie offene Gesellschaften sind, Angriffen 

ausgesetzt. Die eigentliche Bedrohung von Freiheit, Gleichheit, 

Menschenrechten und der Gewaltenteilung ist aber eine Mischung aus 

Sorglosigkeit und Desinteresse, die sich in unserer Bevölkerung 

einstellt, die seit 80 Jahren in Frieden, Freiheit und Wohlstand lebt.  

Viele Bürger haben eine Konsumentenmentalität eingenommen: Die 

Politik muss leisten. Man erwartet Output, aber bringt selber keinen 

Input. Aber das reicht nicht! 

Nicht jeder muss sich direkt in der Politik engagieren. Auch kleine Taten 

helfen dabei, unsere Demokratie zu schützen. Zum Beispiel, indem man 

beim Sport im Verein oder bald auf dem Weihnachtsmarkt 

demokratiegefährdende Äußerungen nicht einfach stillschweigend 

hinnimmt.   

Die Deutsche Rentenversicherung ist mit ihren vielen Millionen 

Versicherten ein stabilisierender Garant unseres Sozialstaates. Die 

Leistungen werden allen Versicherten angeboten, ungeachtet von der 

Herkunft, der Religion oder dem Geschlecht. Wir, liebe Mitglieder der 

Vertreterversammlung und des Vorstands, wir sind als ehrenamtliche 

Selbstverwaltung auch ein elementarer Bestandteil unserer 



 

 

Demokratie. Für dieses ehrenamtliche Engagement möchte ich Ihnen 

danken! 

In seiner letzten Sitzung hat der Vorstand zugestimmt, dass die 

Deutsche Rentenversicherung Oldenburg-Bremen der Charta der 

Vielfalt beitreten soll. Mit der Unterzeichnung der Charta erklären wir 

als Arbeitgeber, dass wir ein Arbeitsumfeld schaffen, das frei von 

Vorurteilen ist und wir die Chancengleichheit für unsere Beschäftigten 

herstellen bzw. fördern. Auch solche kleinen Maßnahmen können ein 

Zeichen setzen. 

"Wählen allein macht noch keine Demokratie" sagte einst Barack 

Obama. Weil sie ein hohes Engagement jedes Einzelnen erfordert, ist 

die Demokratie gewiss nicht die einfachste Staatsform. Es gibt aber 

keine bessere Staatsform und deshalb lohnt es sich, für die Demokratie 

und die Fähigkeit gute Kompromisse zu schließen, zu kämpfen.  

- ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSS  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

zusammenfassend möchte ich sowohl für die DRV Oldenburg-Bremen 

als auch mit meinem Blick über den Tellerrand festhalten: Im 

kommenden Jahr warten weitere Herausforderungen auf uns. Wir 

haben aber auch dieses Jahr einiges erreicht, um die DRV Oldenburg-

Bremen gut für die Zukunft aufzustellen. Darauf können wir nach einem 

Jahr in der neuen Amtsperiode mit Stolz zurückblicken.  

An dieser Stelle möchte mich herzlich bei Frau Simon bedanken, die in 

ihrem ersten Jahr bei der DRV viele neue Impulse gesetzt hat. Ich weiß, 

dass Veränderungen für alle Beteiligten in der Verwaltung und der 



 

 

Selbstverwaltung häufig erstmal mit Mehrarbeit verbunden sind und 

etwas Zeit benötigen, bis sie ihre Wirkung entfalten. Bei sich 

verändernden Rahmenbedingungen bedeutet Stillstand aber einen 

Rückschritt und wäre damit die deutlich schlechtere Alternative. 

Liebe Mitglieder der Selbstverwaltung, liebe Geschäftsführung und liebe 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Deutschen Rentenversicherung, 

die Adventszeit naht und so möchte ich Ihnen ein ruhiges und 

besinnliches Weihnachtsfest wünschen. Genießen Sie die Zeit im Kreise 

Ihrer Familie! Ich danke Ihnen für die sehr gute Arbeit, die Sie in diesem 

Jahr geleistet haben und freue mich, die eingeschlagenen Wege im 

kommenden Jahr mit Ihnen weiter zu gehen.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 


